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l a ki l “d s V l ” oW
eo e“ b n l iben“?b

Floh Einige Gedanken zu Fußball, Opium, Volk, Polizei, postlinks- 

destruktiver- sowie emanzipatorisch-konstruktiver Bewegungs-

kritik, Integrationsmaßnahmen, 

Direktdemokratie und Bewe-

gungseliten...

„Wir sind das Volk“ hallt es derzeit wie-

der etwas lauter durch die Lande. Und da 

frage ich mich, was würde eigentlich 

passieren, wenn „dem Volk“ das Opium 

abgesetzt würde? Würde es sich dann 

eventuell seiner eigenen Konstruktion 

bewusst werden, und darüber, dass ein 

Kollektivbewusstsein gar nicht möglich 

ist? Würde es also just im Moment seines 

ersten nüchternen Gedankens aufhören zu 

existiern, in sich selber implodieren und 

von der ganzen Geschichte verwunderte 

Individuen zurücklassen, die sich plötzlich 

ihrer misslichen Lage bewusst werden?  

Und würden diese übrig gebliebenen 

Individuen sich dann vielleicht weniger für 

die „Volks-“wirtschaft interessieren, und 

ihre Zeit nicht länger per Lohnarbeit unter 

ihr Diktat stellen, sondern, sagen wir, sie  

nutzen für Subsistenzwirtschaft und 

Widerstand gegen allerelei Unfug, der auf 

einmal keinen Sinn mehr macht, wenn 

nicht mehr an einen übergeordneten 

Volkswillen geglaubt wird.

Um ehrlich zu sein weiß ich nicht, ob das 

die Folgen eines Opiumentzuges für „das 

Volk“ wären. Auch nicht, ob es solche 

Gedanken oder ähnliche gewesen sein 

mögen, die den vielsternigen Polizeiräten, 

den Fußballfunktionären (muss wohl nicht 

gegendert werden) oder anderen 

Entscheidungsträgis durch den Kopf 

gegangen sind, als sie sich dagegen 

entschieden, den 12. Fußball-Bundesliga 

Spieltag abzublasen. Genau das stand 

nämlich zur Debatte. Von der Polizei 

angeregt, als sie am Ende ihrer Kräfte 

waren, nachdem der Castor von ihnen 

nach Gorleben geprügelt wurde, mit 

freundlicher Unterstützung einiger Ko-

lleg_innen von der CRS (französische 

Eliteprügeleinheit, welche 

im Zuge der Aufstände von 

68 aufgebaut wurde).

Die Überforderung der Poli-

zei, sowie die angestrengte 

internationale Polizeiko-

operation zeigt eines: Es ru-

mort an vielen Orten - und 

zwar nicht nur in Deutsch-

land - soweit, dass der 

polizeiliche Normalbetrieb 

anstrengend wird. Stuttgart 

21 bringt die süddeutsche 

Polizei schon seit mehreren 

Monaten dauerhaft an die 

Belastungs-Grenze. Für den Castor-

transport war der größte Polizeieinsatz in 

der BRD überhaupt nötig, 

um seine Ankunft gewähr-

leisten zu können, und den-

noch fehlte es an allen 

Ecken und Enden an Ein-

satzkräften. In anderen 

Ländern (Griechenland, 

Frankreich, Irland,...) 

stellt sich die Frage längst 

nicht mehr nach der Be-

lastungsgrenze der Polizei, 

sondern ob sie es überhaupt 

schafft in der Aufstandsbe-

kämpfung erfolgreich zu 

sein.

Die Prioritätensetzung da-

rauf, das Opium unter kei-

nen Umständen auszusetz-

en, zeigt etwas anderes: Die 

Chance, die rumorenden Konflikte unter 

Kontrolle zu behalten, wird darin gesehen, 

zusammengeschummelte Konstrukte - wie 

das Volk - nicht durch allzuviel Nüchtern-

heit auffliegen zu lassen. Sollen die Leute 

also lieber mal zum Fußball gehen und sich 

ablenken, auch wenn es anstrengende 

Polizeieinsätze nur wenige Tage nach dem 

Einsatz im Wendland bedeutet (bei dem 

viele Beamt_innen tagelang im Einsatz 

waren ohne Schlaf und Versorgung), bevor 

sie (die Leute) zuviel nachdenken, und 

dann vielleicht auch aktiv gegen den 

Atom- und Polizeistaat werden, und die 

gleichen Beamt_innen gegen die gleichen 

Leute morgen vielleicht in ganz anderen 

Zusammenhängen Einsätze schieben 

müssen.

Obwohl die armen Polizist_innen wirklich 

übermüdet waren, nachdem der Castor nach 

Gorleben geprügelt war...

...wurde der folgende Bundesliga-Spieltag nicht abgesagt, was zur Debatte 

stand. Herrschte Angst davor, was passieren könnte, wenn dem Volk das 

Opium abgesetzt würde...

...oder ist der Glaube an das Volk nicht vielmehr 

selber das Opium?



grünes blatt >> Winter 2010 21

Nun ist die Logik dieses Artikels vielleicht 
auch ein bißchen konstruiert. Denn 
erstens hat der Bundesligaspieltag 
vielleicht nicht die herausragende 
Bedeutung dabei die Menschen ruhig zu 
stellen, und zweitens ist das Opium ja 
nichts, was einem „Volk“ von außen 
verabreicht werden könnte. Es ist 
vielmehr der Glaube an seine Existenz 
(des Volkes) selbst. Es sind weniger Brot 
und Spiele, die die Menschn ruhig stellen, 
sondern die mediale Diskurs-Produktions-
Maschinerie, die den Glauben an „das 
Volk“, und dessen Wille aufrecht erhält.
Einmal in der autoritär-konservativen 
volkstümmelnden Variante der herr-
schenden Politik, nach dem Motto „Wir 
sind das Volk“, weil von ihm gewählt, und 
einmal in seiner linksliberalen volks-
tümmelnden Kehrseite, die das gleiche 
„Wir sind das Volk“ dahingehend inter-
pretiert, dass das Volk noch mehr 
herrschen müsse, also für mehr Demo-
kratie eintritt. 

Der Kater nach dem Drogenkonsum (also 

das Bewusstwerden 
darüber, zu welch 
sinnlosen und auto-
ritären Projekten 
und Prügelorgien 
die Herrschaft des 
Volkes führt - siehe 
S21, Atomkraft,...) 
führt nicht dazu, 
dass  die  Droge 
abgesetzt wird. Im 
Gegenteil: Die Dosis 
soll erhöht werden 
(was nicht heißen 
soll, dass direktere 
Demokratie kein 
Fortschritt sein kann 
- gedacht in real-

politischen Nuancen).

Aufbauend auf der Annahme irgendein 
Volk sei der einzig mögliche Refferenz-
rahmen, innerhalb dessen Entscheidungen 
getroffen werden können, beginnt nun ein 
bitterernstes Spektakel um die Diskussion 
wie das Volk denn nun herrschen solle, das 
für jene die ganz andere Bezugsrahmen 
für Entscheidungen möglich sehen nur 
noch absurd und lächerlich sein kann.

In Stuttgart sind sich Zehntausende 
sicher, dass sie das Volk sind, und dass der 
unterirdische Bahnhof desshalb nicht 
gebaut werden dürfe. Die Gegenseite, also 
die Projektbefürworter_innen und /-um-
setzter_innen hingegen meinen zu wissen, 
dass es zutiefst undemokratisch sei, also 
gegen die Herrschaft des Volkes, wenn ein 
durch alle demokratische Instanzen 
gegangenes Projekt am Ende durch 
Widerstand undurchsetzbar gemacht 
wird. Wenn das Volk entschieden hat, hat 
das Volk nichts mehr mitzureden. Wo 
„Volk“ gegen „Volk“ steht, wird es aber 
noch bunter und es  kommt noch ein 
drittes hinzu: Die Volkswirtschaft, die 
natürlich am besten weiß, was „dem 
Volk“ gut tun würde, und dass es 
Zukunftsfähig bleiben müsse. Pardon, 
bunter wirds dadurch natürlich nicht, das 
ist nur so eine bescheuerte deutsche 
Redewendung. Meistens wird es eher recht 
grau wenn die Volkswirtschaft hinzu-
kommt.

Der Taschenspieler_innentrick ist leicht zu 
durchschauen: Jedes Profit- und Herr-
schaftsinteresse wird damit  legitimiert, 
im Sinne des Volkes zu sein. Dabei tun 
genau jene, die die eigenen Interessen 
damit legitimieren wollen, denen ego-
istische Interessen vorwerfen, die be-

Erst vom Staat eins auf die Birne bekommen und danach 
seine Nationahyme singen?

Taugt nicht als emanzipatives 
Entscheidungsmittel, weil die 

Realität komplexer ist als binäre 
Ja/Nein Fragen, und weil 

Entscheidungen bei denen es 
Unterlegene gibt autoritär 
umgesetzt werden müssen

troffen von Großprojekten sind, die nur 
wenigen nutzen, aber durch ein kons-
truiertes „Volksinteresse“ oder „Gemein-
wohl“ legitimiert werden, dem sich die 
Betroffenen unterordnen müssten.

Von der anderen Seite her könnte mensch 
nun behaupten, dass die Interpretation 
darüber, was „das Volk“ wirklich will von 
den Abstraktionsebenen (Parlamenta-
rismus, Volkswirtschaftsinteressen,...) he-
runtergeholt werden, und direkter statt-
finden müsste. Das stellt einen aber vor ein 
weiteres Problem: „Das Volk“ ist Einzahl. 
Also Anti-Pluralistisch. In der Suggestion, 
„das Volk“ könne als solches einheitlich 
entscheiden oder handeln, ist also immer 
schon die Notwendigkeit für Werkzeuge 
mit inbegriffen, mit denen der Wille „des 
Volkes“ gemessen, bestimmt und umge-
setzt werden soll. Wobei schnell klar wird, 
dass es einen einheitlichen Willen genau-
sowenig geben kann wie „das Volk“ selber, 
sonden nur eine direktere Bestimmung von 
Mehrheiten, wie in der propagierten Di-
rektdemokratie. Auch wenn diese in 
Einzelkämpfen, beispielsweiße gegen 
Großprojekte, im Vergleich zum Parla-
mentarismus ein echtes Werkzeug sein 
könnte, bleibt sie bloß eine andere Form 
der Fremdbestimmung. Ein abstrakter 
Wert, der Volkswille, bleibt über die 
Interessen, Wünsche und Ideen der 

einzelnen Menschen gestellt und muss 
durch eine ausführende Gewalt gegen 
diejenigen durchgesetzt werden die nicht 
einverstanden sind, die also beispielsweiße 
beim Volkentscheid in der Minderheit 
waren.
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Gerade dadurch, dass im Denken von der 
Notwendigkeit zentraler Entscheidungen 
und (konstruierter) Kollektivsubjekten 
geblieben wird, wird der herrschende 
Diskurs unterstützt und lediglich um eine 
weitere mögliche Spielart davon erwei-
tert. Der Gedanke, dass nach einer Über-
windung von konstruierten Volksinter-
essen freie Menschen zurückbleiben 
könnten, die ihre Sachen ganz gut 
untereinander regeln könnten, ohne über-
geordnete Institutionen oder Legiti-
mationsrahmen, bleibt unangetastet.

Im aktuellen Diskurs über all das schießt 
mal wieder Greenpeace den Vogel ab. 
Irgendein Sprecher der Organisation 
behauptet, Merkel sei eine 
Kanzlerin ohne Volk. Womit er ja 
vollkommen recht hätte, würde er 
sich in Dekonstruktivismus üben, 
anstatt saublöden Populismus in 
noch blödere Rhetorik zu packen. 
Nicht weniger bizarr wirkte jene 
Gruppe von S21-Gegner_innen 
welche, nachdem sie allesamt den 
staatlichen Knüppel über den 
Kopf gezogen bekamen, teils noch 
mit blutenden Platzwunden, 
anfingen die Nationalhymne in 
die Kameras zu singen, stellvert-
retend für das Grundgesetzt, 
welches sie verteidigen wollten. 
So als ob also zu wenig Gesetzt 
und Staat dafür verantwortlich 
wären, wenn Gesetzt und Staat 
einem auf die Birne hauen. 
Seitdem halte ich das mit den 
Schlägen auf den Hinterkopf und dem 
Denkvermögen für ein Gerücht.

Die “jungle World” und andere anti-
deutsch-postlinke Strömungen, benutzen 
solche Szenen dankend um damit ganzen 
Bewegungen, von S21-Gegner_innen über 
den Anti-Atom-Widerstand bis hin zu 
Beltmanbrücken- oder Flughafengeg-
ner_innen den Anschein der Anti-
emanzipation und Regression zu geben. 
Wobei hier gerne technischer Fortschritt 
mit politischer Progression und Eman-
zipation gleichgesetzt wird, ohne der 
Betrachtung der Rahmenbedingungen. 
Die Differenz zur “Welt“ macht dann bloß 
noch aus, dass all diese Bewegungn hier 
den Stempel „Heimatschutz“ aufge-
drückt bekommen anstatt dem weltschen 
„Egoismus“, was bei näherer Betrach-
tung aber auch nicht weit auseinander-
liegt.

Offensichtlich geht es hier nicht um ein 

konstruktive Kritik, sondern darum, dem 
Umweltschutz und dem Widerstand gegen 
unliebsame Großprojekte, im Schultern-
schluss mit den Konservativen, einen 
Irrationalismus zu unterstellen. Aus dem 
Volkswohl wird hier ein Gemeinwohl 
gemacht welches rein auf der technisch-
materiellen Ebene zu erreichen sei, und 
welches als Grundlage für Emanzipation 
gesehen wird. 

Sowohl den diskursiven Anstrengungen 
der bürgerlichn Medien und Parteien, wie 
auch den antideutsch-postlinken Ström-
ungen muss die Idee eines emanzi-
patorischen Umweltschutzes entgegen-
gestellt werden. Welcher bedeutet, dass 

keine abstrakten Ideen von „Volkswillen“ 
oder „Emanzipation durch technische 
Progression“ über die konkreten Bedürf-
nisse der einzelnen Menschen gesetzt 
werden darf. Sondern andersherum: Jede 
Projektplanung, ob hochtechnisches 
Großprojekt, oder nicht, darf erst aus 
einer Dynamik heraus entstehen, in der die 
Individuen ihre Interessen gegenseitig 
aushandeln. Die Umsetzung ist erst dann 
möglich, wenn alle Betroffenen ihr 
Einverständnis abgeben.

Aus dieser Perspektive ist es dringend 
notwendig sich solidarisch an den 
Kämpfen gegen ungewollte Großprojekte 
zu beteiligen, aber auch eine solidarische 
Kritik zu äußern. Eine emanzipatorische 
Gesellschaftskritik kann niemals Voraus-
setzung sein, für den Widerstand gegen 
Bahnhöfe und Endlager, kann sich aber 
währenddessen entwickeln. Denn dass ihre 
eigenen Bedürfnisse mit Staatsgewalt und 
Medienpropaganda übergangen werden 

ist für die Betroffenen spürbar. Die Bereit-
schaft mit Diskursen zu brechen, die die 
herrschenden Verhältnisse zusammen-
halten ist also sicherlich erhöht.

Ein ganz anderes Problem, dass sich hier 
auftut, wovon “jungle World” und Co, 
nicht nur nichts schreiben, sondern auch 
nichts wissen, weil sie von Bewegungen 
genauso weit entfernt sind wie die “Welt” 
(passend dazu, schreibt die “jungle 
World”, dass Castorgengner_innen wel-
che sich mit (mensch beachte!) den Füßen 
in den Gleißen festbetonierten, reform-
istisch seien, da sie darauf vertrauen 
würden, dass die Polizei sie unversehrt aus 
dem Gleiße befreit. Wie das eine nun mit 

dem anderen Zusammen-
hängt bleibt das Geheimnis 
der “jungle Worl”), ist das 
der andauernden Verein-
nahmung und Wiederein-
gliederung in formale Struk-
turen von sozialem Wider-
stand.  Dort, wo tausende 
Einzelerfahrungen dazu füh-
ren, dass aus tausend ver-
schiedenen Sichtweißen, mit 
der herrschenden Politik 
gebrochen wird, und wo ein 
Austausch und eine Organ-
isierung von unten dazu 
führen könnte dass sich die 
Gründe und Erfahrungen ge-
genseitig ergänzen und er-
weitern und in eine umfassen-
den Gesellschaftskritik mün-
den könnten, dort ordnen sie 

sich in der herrschenden Praxis neuen 
Stellvertreter_innen der Bewegungen 
unter, die die Thematik auf wenige Parolen 
verkürzten, welche intergrierbar in eben 
jene Verhältnisse sind, die die Ursache der 
Symptome sind gegen die sich der 
Widerstand richtet. Unfreiwillig ist die 
Hauptparole gegen S21 dabei aufschluss-
reich zweideutig: „oben bleiben“. All-
gemein ist der Widerstand gegen S21 ein 
gutes Beispiel für die Vereinnahmungs- 
und Integrationspolitik (siehe Seite 
36/37): Obwohl ein Großteil der Geg-
ner_innen gegen die Schlichtungs-
gespräche waren, da sie erkannten, dass es 
dort keinen Kompromiss geben wird, und 
dass die einzige Möglichkeit S21 zu 
stoppen der Widerstand ist, der in den 
Gesprächen riskiert wurde, beteiligten 
sich die Eliten der Bewegung, mit 
Ausnahme der „Parkschützer“, daran, 
mit dem Ergebnis, dass aus einer Wut 
gegen die herrschend Politik, realpoitische 
Debatten darüber wurde, wie leistungs-

Greenpeace: Coole Blockade beim Castor. So 
herzerfrischend anders sind ihre Diskurse aber nicht.
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fähig welcher Bahnhof sei und so weiter. 
Gewarnt wird vor weiteren direkten 
Aktionen, da diese die Gespräche in 
Gefahr stellen könnten.
Auch wenn im Widerstand gegen die 
Atomkraft etwas mehr Reflektion über 
eine Kooperation mit der herrschenden 
Politik vorhanden sein mag, ist es hier das 
gleiche Bild. Die komplette Bewegung 

ordnet sich Initia-
t iven und Kam-
pagnen unter - und 
damit wenigen Polit-
profis, die berech-
nend die Problematik 
auf wenige, meist 
realpolitische Paro-
len verkürzen. Wo 
sich der Widerstand 
gerade hier in der 
Vergangenheit durch 
ein großes Maß an 
Selbstorganisation 
und Unabhängigkeit 
auszeichnete, gibt es 
inzwischen (mit Cas-

tor? Schottern!) für jede Zielgruppe die 
passende Kampagne. In der gewohnten 
Rolle der_des Konsumentin_en muss 
mensch sich nur noch dafür entscheiden 
was am besten zu einem passt und dann 
passiv, vorgeplante Aktionskonzepte aus-
führen. Strategische Überlegungen und 
die Vermittlung von Inhalten passieren an 
anderer, zentralisierter Stelle. Was die 
Rolle von Gewerkschaften in Arbeitskäm-
pfen ist, ist die Rolle dieser Initiativen in 

umweltpolitischen Auseinandersetzungen. 
Die Garantie dafür, dass der Widerstand 
auf kontrollierbaren Wegen verläuft, aber 
gleichzeitig das Bedürfnis auf Radikalität 
und Widerstand befriedigt wird. In 
Perfektion schafft das der Politklüngel, 
welcher nicht nur Castor? Schottern! ins 
Leben rief, sondern in letzter Zeit viele 
Proteste vereinnahmt. Vom Klimacamp in 
Hamburg, über „Wir zahlen nicht für eure 
Krise“ über die Klimaproteste in 
Kopenhagen und nun den Anti-AKW 
Widerstand. In Richtung der Bewegung, 
schaffen sie es mit radikalen Parolen und 
Aktionsformen viele Menschen mit 
einzubinden, in Richtung der Medien sind 
die Inhalte aber erstaunlich realpolitisch.  

Sprechen gern für andere: Nicht nur auf dem 
Klimacamp oder in Kopenhagen

T. In dem Buch werden die verschiedensten 
anarchistischen Perspektiven auf den Tod von 
Alexis, die darauf folgende Revolte im 
Dezember und die Zeit danach vermittelt. 
Durch eine Aneinanderreihung von einzelnen 
Texten und Interviews verschiedener Gruppen 
oder Personen zeigt das Buch einen 
pluralistischen Blick auf die Situation in 
Griechenland, die Stärke und Relevanz die 
anarchistische Praktiken und Theorien dort 
einnehmen, und die Diskusionen die innerhalb 
der anarchistischen Szene dort stattfinden. 
Wo in den meisten anderen Ländern An-
archist_innen meist hauptsächlich gegen eine 
Nicht-anarchistische Linke debattieren, fin-
den in Griechenland jede Menge Debatten 
innerhalb der anarchistischen Szene statt. 
Soweit, dass „Anarchist_innen in Griechen-
land grundsätzlich untereinander zerstritten 
sind“. Da gibt es beispielsweise die Debatte 
zwischen anarchistischen Medienaktiv-
ist_innen die eigene Medien aufbauen und 
nutzen wollen und Anti-Medien Aktivist_in-
nen die jede (?) Form von Medien (ausdrück-
lich auch Indymedia) als Teil des Spektakels 
ablehnen. Oder die Debatte darüber ob 
klandestine Militanz in losen Strukturen 
unterstützenswert sei. Gegenargument von 
einigen: Im Vergleich zum offenen Straßen-
kampf (der einen sehr hohen Stellenwert 
genießt, welcher aber auch teilweiße 
kritisiert wird) würde die Wahrnehmung über 
nächtliche Anschläge hauptsächlich über die 

Medien vermittelt, somit würde sich die Aktion 
dem Spektakel unterwerfen, und die Leute 
blieben, wenn sie in der Zeitung darüber lesen, 
in der Konsument_innenrolle verhaftet und 
unorganisiertere Gruppen hätten keine Mög-
lichkeit sich zu beteiligen. Die Repression 
gegen die wenigen klandestinen Gruppen 
könnte dann hochgefahren werden und die 
Bewegung wäre am Ende. Als Beispiel wird 
Berlin in den 80ern genannt.
Viel Platz nimmt in den Debatten die Rolle der 
Medien ein, deren Strategien eingehend analy-
siert werden und mit denen eine Zusammen-
arbeit grundsätzlich abgelehnt wird. Was ein 
weiterer Streitpunkt zwischen Anarchist_in-
nen und Antiautoritären ist. Denen wird 
nämlich vorgeworfen, dass sie offen dafür 
seinen mit der Presse zusammenzuarbeiten 
und sogar Pressemitteilingen schreiben 
würden. 
Eine Analyse, die sich durch viele Beiträge des 
Buches zieht, ist die dass während dem 
Dezember der Staat schwach genug war, und 
die Beteiligung und Sympathie aus den 
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen 
groß genug, für eine Revolution, dass aber die 
Gegenstrukturen fehlten, da sich die 
anarchistische Praxis fast ausschließlich an 
Straßenkämpfen ausrichtete. Deshalb 
beginnen nun viele Gruppen die fehlenden 
Strukturen aufzubauen. So wird beispiels-
weiße erst seit dem Dezember das Besetzten 
von Häusern als politische Aktion aufgefasst.

Seit dem Dezember scheinen die Anarch-
ist_innen in Griechenland zu einem gesell-
schaftlichen Faktor geworden zu sein, deren 
Positionen wahrgenommen werden, und die 
Respekt genießen, da sie es schaffen in 
vielen gesellschaftliche Konflikten prak-
tische Solidarität durch ihre Aktionen zu 
zeigen.
Durch die Abwechslung in den Texten, 
Berichten, Interviews, Bekenner_innen-
schreiben,... ist das Buch meist interessant 
und gut zu lesen. Bei dem pluralistischen 
Anspruch ist es aber selbstredend, dass 
einer_m bei manchen Positionen die Galle 
hochkommt.

ISBN: 
978-3-942281-82-9, Preis: 24,90 €,  366 Sei-
ten, zahlreiche Bilder, Paperback

Wir sind ein Bild der Zukunft - Auf der Straße 
schreiben wir Geschichte, LAIKA Verlag, 

Wir sind ein Bild der Zukunft - Auf der Straße schreiben wir Geschichte
Texte aus der griechischen Revolte

Rezension:

grünes blatt >> Winter 2010




